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Die Zahlen der Zuwanderung von Asyl-
suchenden nach Deutschland und Bay-
ern sind langsam rückläufig. Der aktu-
elle Schwerpunkt der Flüchtlingskrise 
liegt nun auf dem Integrationsprozess 
der Zuwanderer in unser gesellschaftli-
ches Leben. Die Auseinandersetzung 
damit erstreckt sich auf nahezu alle Ebe-
nen wie beispielsweise Unterbringung, 
Pädagogik, ärztliche Versorgung, 
Sprachunterricht, Schul- und Ausbil-
dung, Arbeitsvermittlung sowie das 
Recht und den Rechtsstaat. Der Rechts-

/// Einführung

staat – das ist die Gesamtheit unserer 
Normen und die Pflicht des Staates, in 
deren Rahmen zu handeln, sowie die 
Pflicht der Bürger, sich an Verfassung 
und Gesetze zu halten. Er ist die Grund-
lage unseres gesellschaftlichen Zusam-
menlebens.

Dass Zuwanderung Einfluss auf ein 
Land, gegebenenfalls sogar das Wertege-
füge und Rechtssystem nimmt, liegt zu-
nächst einmal in der Natur der Sache. Es 
ist jedoch streng zu differenzieren, ob 
rechtsstaatliche Statuten umgangen und 
verletzt werden oder lediglich gesetzge-
berische Anpassungen an neue Rechts-
fragen geschaffen werden müssen.  Eine 
pluralistische Gesellschaft birgt großes 
Potenzial positiver Errungenschaften, 
aber auch ein Potenzial zur Fragmentie-
rung, wenn Subkulturen oder Parallelge-
sellschaften entstehen und gesellschaft-
liche Grundwerte unbeachtet bleiben. 

ZUWANDERUNG UND RECHTSSTAAT

KEA-SOPHIE STIEBER /// Zu der Frage, welche Einflüsse die Zuwanderung auf 
rechtsstaatliche Prozesse hat, gibt es zahlreiche Beispiele. So sind u. a. weder die 
Diskussionen über die Erforderlichkeit eines neuen Einwanderungsgesetzes noch 
über Strafmilderung wegen religiöser Prägung beendet. Ein Entwurf zum Verbot von 
Kinderehen und eine Bundesratsinitiative zum Verbot der Gesichtsverhüllung vor 
Gericht in Bayern liegen vor. Die Frage, ob sich die Zuwanderung auf unseren Rechts-
staat auswirken dürfe, beantwortet der Bayerische Justizminister mit einem klaren 
„Nein“ – zumindest nicht auf rechtsstaatliche Statuten im negativen Sinne.

Der Rechtsstaat ist die GRUNDLAGE 
gesellschaftlichen Zusammenlebens.



Zuwanderung – Inte-
gration – Rechtsstaat 
– Gesellschaft: Wer 
beeinflusst hier wen?
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Das ist inakzeptabel und muss durch 
entsprechende Maßnahmen, Gesetze 
und Initiativen verhindert werden. 

Um geordnete Zuwanderungs- und 
Integrationsprozesse zu erreichen, müs-
sen einerseits gesetzliche Grundlagen 
geschaffen und die Einhaltung gelten-
den Rechts wieder voran getrieben wer-
den, denn was nicht passieren darf, ist 
die Verselbständigung von Prozessen, 
vorbei an unserem Rechtsstaat. Ande-
rerseits darf selbstverständlich auch die 
gesellschaftsoziale Eingliederung der 
Zuwanderer nicht unterschätzt und au-
ßer Acht gelassen werden, denn, ihnen 
das Gefühl zu geben, sich integrieren zu 
können, ist eine nicht unbeachtliche 
Komponente des Erfolgs. 

Die Hanns-Seidel-Stiftung hat im 
Februar 2017 im Rahmen ihrer „Rechts-
politischen Symposien“ diese Thematik 
unter dem Titel „Wirkt sich die Zuwan-
derung auf unseren Rechtsstaat aus?“ 
mit dem Bayerischen Justizminister und 
ausgewiesenen Experten eingehend er-
örtert. Die Ergebnisse stellen den 
Schwerpunkt dieser Ausgabe der Politi-
schen Studien dar. Justizminister Win-
fried Bausback betont, dass ein „schwä-
chelnder“ Rechtsstaat zahlreiche Gefah-
ren für unseren gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt birgt. Frieden und Demo-
kratie wollen verteidigt werden und se-
hen sich in einem solchen Klima durch 
Extremismus bedroht (ab S. 10).

Der ehemalige Verfassungsrichter 
Hans-Jürgen Papier hält eine verbindli-
che Entscheidung darüber, wie viel Zu-
wanderung das Land verträgt, als politi-
sche Grundsatzentscheidung für unaus-
weichlich (ab S. 19). Zwar gebe es immer 
Diskrepanzen, wenn Recht auf Wirk-
lichkeit treffe, jedoch seien solche an-
haltenden und exzessiven Verschiebun-
gen wie in der derzeitigen Situation ein 
neues Phänomen und dem rechtsstaatli-
chen Gefüge nicht förderlich.

Auch aus Sicht der Strafverfolgung 
birgt Zuwanderung nicht unbeachtliche 
Gefahren für den Rechtsstaat. So sind die 
Fälle der Rohheitsdelikte und Rausch-
giftkriminalität deutlich angestiegen. 
Zum einen handelt es sich um nicht un-
beachtliche Kriminalitätsraten der 
Flüchtlinge in den Asylbewerberunter-
künften untereinander, aber auch Terror-
gefahr und Extremismus spielen in die-
sem Zusammenhang eine nicht zu unter-
schätzende Rolle. Dies schildert Robert 
Heimberger, Präsident des Bayerischen 
Landeskriminalamtes, in seinem Beitrag 
(ab S. 15).

Untergliedert in fünf Thesen stellt 
der Professor für Soziologie, Friedrich 
Heckmann, den Zusammenhang zwi-
schen Rechtsstaat, Wertegemeinsam-
keit und Zuwanderung dar. Damit deckt 
er die essenziellen Voraussetzungen und 
Gründe des Scheiterns ab. (ab S. 26)

Die im Ansatz der Zuwanderung 
breit diskutierte Frage, ob ein neues Zu-
wanderungsgesetz zu erlassen sei, oder 
die bestehenden Regeln ausreichen und 
„lediglich“ ihre Einhaltung zu gewähr-
leisten sei, ist nur eines der zahlreichen 
rechtspolitischen Themen, die derzeit in 
dieser Materie zu Auseinandersetz
ungen führen. Daneben beschäftigen 
Themen wie Paralleljustiz, Kopftücher 
und religiöse Zeichen in öffentlichen 

Ein „schwächelnder“ Rechtsstaat 
GEFÄHRDET den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt.
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Ämtern oder das Asylrecht die Politik 
und Gerichte bereits seit langem. Neue-
re, durch die aktuelle Zuwanderung ge-
prägte Themenfelder sind beispielsweise 
das Verschleierungsverbot vor Gericht. 
Hierzu hat das Bayerische Kabinett eine 
Bundesratsinitiative beschlossen, die 
die Bundesregierung auffordert, gesetz-
lich zu regeln, dass Verfahrensbeteiligte 
in Gerichtsverhandlungen ihr Gesicht in 
aller Regel weder ganz noch teilweise 
verdecken dürfen. 

Ein weiteres aktuelles Thema ist das 
Verbot von Kinderehen. Der umstritte-
ne Gesetzesentwurf hierzu, der vor al-
lem auf im Ausland geschlossene Ehen 
mit jungen Mädchen zielt und diese 
weitgehend annulliert, ist bereits be-
schlossen. Zudem dreht sich die Debatte 
derzeit um eine Ausweitung der Ab-
schiebepraxis, als „Wiedergutmachung“ 
der diversen Versäumnisse im Rahmen 
der Zuwanderung. Der Bund will die 
Zahl der Abschiebungen offenbar deut-
lich erhöhen. Eine wichtige Grundlage 
der Umsetzung und Durchsetzung neu-
er und alter Regelungen ist auch die Auf-
stockung von Beamten im BAMF, dem 
Vollzug und der Justiz, um eine zeitnahe 
und inhaltliche Bearbeitung der Fälle 
zuverlässig zu gewährleisten. 

Daraus lässt sich erkennen, dass uns 
die rechtspolitische Debatte um das 
Thema Zuwanderung auch die nächsten 

Die Zuwanderung wirft zahlreiche 
neue RECHTSPOLITISCHE Themen auf.

Jahre begleiten wird. Die verschiedenen 
Facetten werden kaum zu antizipieren 
und einheitlich zu lösen sein.  ///
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